
 
 
 
 

BEGRÜNDUNG ZUM BEBAUUNGSPLAN NR. 9  ("SURFTEICH: SPORT-
HAUS; RESTAURATIONS- / BEHERBERGUNGSBETRIEB") IN HANDORF; 

STADT PEINE 
 
 
 
 
 
 
1.0 Allgemeines 

 
Der Bebauungsplan Nr. 9, Handorf liegt am "Surfteich Handorf II" westlich 
der K31 ("Am langen Damm") zwischen Handorf und Berkum / bzw. Ro-
senthal. 
Diese Fläche (Geltungsbereich) wird schon seit einiger Zeit vom surf-club 
Peine als Parkplatz und Treffpunkt genutzt. 
Eine alte Baubaracke wurde umgenutzt und dient provisorisch als Ver-
einsheim. 

 
 
 
 
 
 
1.1 Entwicklung des Planes / Rechtslage 

 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 9 Handorf bestehen 
bisher keine rechtsverbindlichen Planungen. 
Der Flächennutzungsplan weist die im Geltungsbereich liegenden Flä-
chen als landwirtschaftliche Nutzfläche, bzw. als Vorranggebiet für die 
Rohstoffgewinnung aus. 
Deshalb wir der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren geändert und 
die Flächen werden als "Grünflächen mit der Zweckbestimmung Naherho-
lung" ausgewiesen. 
Die Vorhalteflächen für die Rohstoffgewinnung sind nachrichtlich über-
nommen. 
Weiterhin sind innerhalb des dargestellten Naherholungsgebietes einige 
Bereiche den "Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft" vorbehalten, bzw. als "Vorhalteflächen für 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen" vorgesehen. 

 
 
 
 
 
1.2 Notwendigkeit der Planaufstellung / Ziel und Zweck des Bebauungs-

planes 
 
Gemäß § 1 Abs.3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustel-
len, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
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erforderlich ist. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfaßt eine relativ geringe 
Fläche und dient dazu, den Bau eines Clubhauses für einen Wasser-
sportverein zu ermöglichen. Weiterhin soll dort bei Bedarf die Errichtung 
eines Restaurations- und / oder Beherbergungsbetriebes möglich sein. 
 
Das übergeordnete Planungsziel ist die Entwicklung eines Naherholungs-
gebietes für den Bereich der Handorfer Seen. 
Die bisherige Nutzung des Sees Handorf II als Surfteich entspricht der mit 
der Erholung verbundenen Sport- und Freizeitnutzung einzelner Flächen 
und ist somit im Interesse des Entwicklungszieles. 
 
Ein Clubhaus ergänzt die notwendig gewordene Infrastruktur am Surfteich 
und bietet Aufenthaltsmöglichkeiten für die Besucher und Lagermöglich-
keiten für Surfbretter und Ähnliches. 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist es, für die baulichen Anlagen einschließlich 
des ruhenden Verkehres eine geordnete und der Situation angepaßte 
Entwicklung zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
2.0 Topographie / Beschreibung des Plangebietes 

 
Das Plangebiet liegt westlich der K 31, unmittelbar zwischen Straße und 
dem Surfteich Handorf II, nördlich der Ortschaft Handorf. 
 
Der Geltungsbereich umfaßt eine ca. 12000 m² große Fläche, die teils 
Grünfläche und teils mit Schotter befestigt ist und zu einem geringen Teil 
aus Sukzessionsfläche besteht. 
Weiterhin befindet sich am südöstlichen Rand des Grundstückes, unmit-
telbar an der Straße K 31, eine Baracke, die z. Zt. als "Vereinshaus" vom 
surf-club Peine genutzt wird. 
 
Der Bebauungsplan befindet sich innerhalb eines "Vorranggebietes für die 
Rohstoffgewinnung"; die Fläche ist bei den Auskiesungsarbeiten für den 
Teich Handorf II stehengelassen worden. 

 
 
 
 
 
 
2.1 Bodenverhältnisse 

 
Laut Landschaftsplan findet sich im Plangebiet hauptsächlich kieshaltiger 
Sand, ggf. teilweise auch Sandlöß über Geschiebelehm. 
Diese Aussage deckt sich mit der Ausweisung des Gebietes als "vorran-
gig für den Bodenabbau". 
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2.2 Entwässerung 

 
Aufgrund der geringen GRZ von 0,2 ist es möglich, das auf den versiegel-
ten Flächen anfallende Niederschlagswasser auf dem Grundstück zu ver-
sickern. 
 
Im Übrigen erfolgt die Entwässerung im Trennverfahren. 
Das Grundstück ist bereits an die Kanalisation angeschlossen. 

 
 
 
 
 
3.0 Begründung der Festsetzungen 

 
Bei einer GRZ von 0,2 und einer GFZ von 0,6 ist die Erstellung von not-
wendigen infrastrukturellen Einrichtungen für einen Wassersportverein 
und einen Restaurations-/ Beherbergungsbetrieb möglich, ohne daß allzu 
großflächige Versiegelungen vorgenommen werden. 
Damit wird der Charakter des Naherholungsgebietes gewahrt und gleich-
zeitig der Sport- und Freizeitnutzung Rechnung getragen. 
 
Um das Landschaftsbild vor negativen Prägungen durch PKW zu schüt-
zen, werden für die Anlagen des ruhenden Verkehres "Parkplätze mit 
Grabenhecken" festgesetzt. Die Hecken beleben nicht nur große Flächen, 
sondern helfen durch die Anlage als Grabenhecken auch, Nieder-
schlagswasser zu sammeln und zu versickern. 
 
Für das Baugebiet gilt die textliche Festsetzung, daß Parkplätze, Stell-
plätze und Garagen nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
errichtet werden dürfen. 
Die Baugrenzen sind deshalb großzügig gefaßt, und Festsetzungen in 
Bezug auf die Stellung der Anlagen werden zugunsten gestalterischer 
Freiheit nicht getroffen. 

 
 
 
 
 
3.1 Örtliche Bauvorschriften 

 
 Über Gestaltungsvorschriften werden zwar keine Aussagen gemacht, ei-
ne anspruchsvolle, der Aufgabe angepaßte Architektur wäre aber wün-
schenswert. 
Begrünte Dachflächen und Fassaden können einen Beitrag zur Verbesse-
rung des Naturhaushaltes leisten und fügen sich in ein ökologisch orien-
tiertes Erscheinungsbild des Naherholungsgebietes harmonisch ein. 
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3.2 Verkehrsflächen 
 
Das Plangebiet ist von der K 31 "Am langen Damm" über eine bestehen-
de Zufahrt zu erreichen. 
Im Norden soll unterhalb der Hochspannungsleitung bei Bedarf eine wei-
tere Zufahrt geschaffen werden. 
Darüber hinaus ist keine öffentliche Erschließung notwendig - die Er-
schließung der ( privaten ) Parkflächen obliegt dem Pächter. 

 
Bei wasserdurchlässiger Ausführung werden die entsprechenden Flächen 
nicht auf die GRZ angerechnet. 

 
 
 
 
 
 
3.3 Natur- und Landschaftspflege / Umweltschutz 

 
Der Flächennutzungsplan, in dessen Geltungsbereich der Bebauungsplan 
Nr. 9 Handorf liegt, wird im Parallelverfahren geändert und weist die Flä-
chen dann als "Grünflächen"- bzw. als Naherholungsgebiet aus. 
 
Der Bebauungsplan Nr. bezieht sich auf einen Bereich, der bisher schon 
der Nutzung durch einen Wassersportverein diente, nur, daß diese als 
Nachfolgenutzung der Auskiesungsflächen und -gebäude lediglich gedul-
det war. 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt die rechtliche Absi-
cherung und Planung vor allem der Sportnutzung und eine geordnete 
Entwicklung der baulichen Maßnahmen im Rahmen einer Freizeitnutzung. 

 
 
 
 
 
 
3.3.1 Gegenüberstellung von Beeinträchtigungen und Vorkehrungen zur 

Vermeidung sowie Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
 
In dem Bebauungsplan Nr. 9 werden 12000 m² Fläche am Surfteich Han-
dorf II für die Bebauung mit einer der Sport- und Erholungsnutzung die-
nenden Infrastruktur zur Verfügung gestellt. 
. 
Der Geltungsbereich und die überbaubare Fläche sind so gewählt, daß 
Schutzgebiete nach den §§ 24 bis 28 a Niedersächsisches Naturschutz-
gesetz, bzw. besonders schutzwürdige Tier- und Pflanzenarten von der 
Planung nicht betroffen sind. 
Die derzeit praktisch vorhandene Nutzung des größten Teiles des Gelän-
des ändert sich nicht - die Nutzung und eine Überbaubarkeit von bis zu 
ca. 25 % (GRZ 0,2/20%, vergl. textl. Festsetzungen) werden gesichert. 
 
Die Bewertung der einzelnen Schutzgüter erfolgt auf der Grundlage des 
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Landschaftsplanes der Stadt Peine, erstellt 1993 von den "Freien Land-
schaftsarchitekten und Umweltplanern Heimer und Herbstreit". 

3.3.1.1   SCHUTZGUT ARTEN- UND LEBENSGEMEINSCHAFTEN 
 
Aufgrund der bisherigen Lage des Plangebietes in einem Auskiesungsbe-
reich ist die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für das Schutzgut Ar-
ten und Lebensgemeinschaften als "eingeschränkt" zu beurteilen. 
Als naturfernes Biotop durch intensive Nutzung ist es als "von geringer 
Bedeutung" in Wertstufe 3 einzustufen. 
 
Als Sport- und Freizeitanlage bleibt die Einstufung in Wertstufe 3, Aus-
gleich ist also nicht erforderlich. 
 
 
 
3.3.1.2   SCHUTZGUT BODEN 
 
Die Leistungsfähigkeit des Bodens wurde durch den Kiesabbau stark ein-
geschränkt. 
Aufgrund einer relativ geringen Versiegelung ist der Boden jedoch von 
"allgemeiner Bedeutung", also in Wertstufe 2 einzuordnen. 
Für die nachher nicht versiegelten Bereiche ( bisher zwar teilweise Befes-
tigung mit Schotter = jedoch wie unversiegelt zu beurteilen) ergibt sich 
keine Veränderung der Leistungsfähigkeit, sie verbleiben in Wertstufe 2. 
 
Für die 2400 m²  zulässigen Bauflächen ergibt sich aufgrund einer poten-
tiellen Versiegelung eine Verschlechterung auf Wertstufe 3. 
Versiegelte Flächen sind nur noch von geringer Bedeutung für den Natur-
haushalt, deshalb muß für diese 2400 m² Ausgleich geschaffen werden. 
 
Der Ausgleich erfolgt im Verhältnis 1 : 0,3 , das entspricht 30 % von 2400 
m² = 720 m². Diese Ausgleichsfläche wird benötigt, um den Eingriff durch 
die Bodenversiegelung zu kompensieren. 
 
Am östlichen Rand des Bebauungsplanes ist ein Pflanzstreifen von 10 x 
120 m festgesetzt; abzüglich der zulässigen Aussparungen für Erschlie-
ßung und vorhandene Bebauung verbleiben 1100 m², die damit innerhalb 
des Baugebietes als Ausgleichsfläche zur Verfügung stehen. 
 
Da für diesen Eingriff von den 1100 m² nur 720 m² „verbraucht“ werden , 
dienen die verbleibenden 380 m² als „Flächenpool “für anderweitige Er-
satzmaßnahmen. 
 
 
 3.3.1.3   SCHUTZGUT WASSER / GRUNDWASSER 
 
Nach Aussage des Landschaftsplanes ist die Leistungsfähigkeit des 
Grundwassers im Plangebiet als "eingeschränkt bis stark eingeschränkt" 
anzusehen; es besteht eine mittlere Grundwasserneubildungsrate. 
 
Dementsprechend ist das Schutzgut Grundwasser von "allgemeiner Be-
deutung" und in Wertstufe 2 einzuordnen. 
 
Durch die Planung entstehen aufgrund der ca. 25 % igen Versiegelung 
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keine erheblichen Beeinträchtigungen des Grundwassers. Die Einstufung 
in Wertstufe 2 verändert sich nicht, ein Ausgleich ist nicht erforderlich.  
 
3.3.1.4   SCHUTZGUT LUFT 
 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb bebauter Ortsanlagen und hat ei-
ne "mäßig eingeschränkte" Leistungsfähigkeit bezüglich des Schutzgutes 
Luft, das heißt es ist "von Bedeutung" und mit Wertstufe 2 anzusetzen. 
Durch die nur geringfügige Bebauung verändern sich die Randbedingun-
gen nicht, weshalb die Einordnung in Wertstufe 2 erhalten bleibt. 
Ausgleich ist nicht erforderlich. 
 
 
 
3.3.1.5   SCHUTZGUT LANDSCHAFTSBILD 
 
Das Landschaftsbild für das Gebiet des Bebauungsplanes ist als "von ge-
ringer Bedeutung" = Wertstufe 3, anzusehen, da es sich bei dieser Fläche 
um einen noch nicht renaturierten Bereich des Bodenabbaues handelt. 
Insofern ist für diesen Teilbereich die Eigenart der ursprünglichen Land-
schaft weitgehend zerstört und überformt. 
Innerhalb des im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Naturschutzgebie-
tes, in dem sich dieser Bebauungsplan befindet, besteht aufgrund der 
Abbaufolgenutzung durch Renaturierungsmaßnahmen schon ein weitaus 
besseres Landschaftsbild. 
Die überplante Fläche jedoch ist dafür bisher von keinerlei Bedeutung und 
ihre Nutzung ändert sich nicht. 
Die vorgesehene Bebauung stellt durch ihre geringe GRZ keine erhebli-
che Beeinträchtigung dar, die ausgeglichen werden müßte. 
Die Einstufung in Wertstufe 3 verändert sich nicht. 

 
 
 
 
 
 
3.3.2 § 10 Niedersächsisches Naturschutzgesetz: Ausgleichsmaßnahmen 

 
Aus der Bewertung der einzelnen Schutzgüter hinsichtlich ihrer Leistungs-
fähigkeit im Naturhaushalt geht hervor, daß sich lediglich die Leistungsfä-
higkeit des Bodens in den versiegelbaren Bereichen verschlechtert. 
 
Das bedeutet, daß 2400 m² potentiell versiegelte Fläche mit 720 m² Aus-
gleichsfläche kompensiert werden müssen. 
 
Im Bebauungsplan ist ein ca.1100 m² großer Bereich zum Anpflanzen von 
Bäumen und Sträuchern festgesetzt, der den Eingriff zu mehr als 100 % 
kompensiert. 
 Gleichzeitig wirkt sich diese Maßnahme auch positiv auf die anderen 
Schutzgüter aus. 
Es bleiben keine erheblichen Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes zurück. 
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4.0 Planungsstatistik 

 
 
 
Größe des Planungsgebietes:  12000 m² 
 
überbaubare Fläche:      5500 m² 
 
 
davon 
bebaubare Grundfläche ( GRZ 0,2 ):   2400 m² 
 
max. zuzügl. 20 %        480 m² 
 
 
 
Vorgesehen sind ein Vereinshaus für einen Wassersportverein und ggf. 
Nebengebäude, sowie ein Restaurations- und/oder Beherbergungsbe-
trieb. 

 
 
 
 
 
 
5.0 Kostenschätzung 

 
 
 
Der Stadt Peine entstehen durch die geplante Maßnahme Kosten in Höhe 
 
ca.                                     DM. 
 
Ihre Verteilung ist durch Ortssatzung geregelt. 

 
 
 
 
 
 
 
6.0 Nachrichtliche Hinweise der Träger öffentlicher Belange 

 
 
Wird im Verfahren ergänzt. 
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7.0 Verfahrensablauf 
 
 
Der städtebauliche Entwurf hat im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteili-
gung vom 03.06.1996 bis zum 17.06.1996 öffentlich ausgelegen. 
 
 
Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. und 
dem städtebaulichen Entwurf gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
 vom 01.11.1996 bis 02.12.1996 öffentlich ausgelegen. 
 
 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbindung mit dem 
Beschluß des Bebauungsplanes als Satzung in seiner Sitzung am  
 
22.05.1997 beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
Peine, 30.07.1997 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez.: i.V. Schrader      gez.: i.V. Langeheine 
 
Bürgermeister      Stadtdirektor 


